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Ausgehend von gesellschaftlichen Veränderungen, Krisen und neuen Kriminali-
tätsformen wandeln sich Sicherheitsgefühl und Kriminalitätsfurcht in der Bevöl-
kerung. Die Mannheimer Sicherheitsarchitektur greift die Entwicklungen auf und 
stützt sich dabei auf regelmäßige Bevölkerungsbefragungen. Die Modifikationen 
der Mannheimer Vorgehensweise ist eine Weiterentwicklung der klassischen Kom-
munalen Kriminalprävention im Sinne einer KKP 2.0.

Herausforderung der  
Kommunalen Kriminalprävention 
in Krisenzeiten

In der Bundesrepublik Deutschland 
ist die Kommunale Kriminalprävention 
(KKP) ein etabliertes kriminalpolitisches 
Konzept. Fast alle deutschen Städte 
und Gemeinden haben Gremien ge-
bildet, die sich mit Kriminalpräventi-
on auf kommunaler Ebene befassen. 
Von einem geschlossenen und einheit-
lichen Konzept zu sprechen, wäre aller-
dings übertrieben. Unter KKP werden 
lokale Bemühungen verstanden, um 
das Ausmaß der Kriminalität zu vermin-
dern und das subjektive Sicherheitsge-
fühl der Bevölkerung zu verbessern, 
wobei die Bürger*innen als Initiatoren 
und verantwortliche Träger eingebun-
den werden sollen (Dölling, Hermann & 
Simsa 1995, Forschungsgruppe Kom-
munale Kriminalprävention in Baden-
Württemberg 1998 und 2000); dies ge-
lingt in der Praxis nur bedingt. Für die 
organisatorische, konzeptuelle und in-
haltliche Ausgestaltung der einzelnen 
Projekte und Initiativen gibt es keine 
festen Regeln. So gibt es in der Praxis 
der KKP ganz erhebliche Unterschiede 
(Hermann & Laue 2004) Während bei-
spielsweise etliche Kommunen in den 
USA das Modell der „Zero Tolerance“ zu-
grunde legten, wurden in Deutschland 
mit dem Abbau von Incivilities, der Ver-
besserung der Lebensqualität und der 
Erhöhung des Sozialkapitals eher kom-
munitaristische Elemente in den Vor-
dergrund gestellt. 

In Deutschland verlief die Entwick-
lung der KKP in Stufen (Hermann 2016a 
und b; Kerner, Jehle & Marks 1998; Ker-
ner 2018). Anfänglich wurden mittels 
der Daten der Polizeilichen Kriminal-
statistik kriminologische Lagebilder 
erstellt, die als Wissensgrundlage für 
die Konzeption kriminalpräventiver 
Maßnahmen genutzt wurde (Pohl-Lau-
kamp 1996; Lübeck 2015; Hunsicker 
2006). Das Problem kriminologischer 
Regionalanalysen auf der Grundla-
ge der Polizeilichen Kriminalstatistik 
ist, dass sie lediglich auf Hellfeldda-
ten beruhen und die subjektive Sei-
te der Kriminalität, nämlich Krimina-
litätsfurcht und Unsicherheitsgefühl, 
unberücksichtigt lassen. Dies kann 
durch Bevölkerungsbefragungen kom-
pensiert werden – einige Gemeinden 
haben dies realisiert. Allerdings war 
durch Variationen in Stichproben 
und Operationalisierungen von Fra-
gen ein Vergleich zwischen Kommu-
nen nur bedingt möglich. Aus diesem 
Grund hat die Forschungsgruppe Kom-
munale Kriminalprävention in Baden-
Württemberg im Rahmen von Befra-
gungen im Jahr 1994 in Calw, Freiburg 
und Ravensburg/Weingarten ein Erhe-
bungsinstrument entwickelt, das die 
Themen der Kommunalen Kriminalprä-
vention abdecken sollte und das auf 
seine Messqualität überprüft wurde 
(Forschungsgruppe Kommunale Krimi-
nalprävention in Baden-Württemberg 
1998 und 2000). Inzwischen wurden 
zahlreiche Bevölkerungsbefragun-
gen zur subjektiven und objektiven Si-
cherheitslage durchgeführt, mit der 

Absicht, Prävention auf ein empirisch 
begründetes Wissensfundament zu 
stellen. Das Ziel von KKP hat sich je-
doch nicht verändert: Der Abbau von 
Kriminalität und die Reduzierung von 
Kriminalitätsfurcht.

Die gesellschaftlichen Veränderun-
gen, insbesondere die Konfrontation 
mit weitreichenden globalen Krisen, 
einer zunehmenden Individualisierung 
der Gesellschaft und einem wachsen-
den Einfluss der Globalisierung stellen 
die Frage, ob die klassische Form der 
Kommunalen Kriminalprävention nicht 
angepasst werden müsste. Die Heraus-
forderungen dieses gesellschaftlichen 
Wandels für die KKP ist, dass erstens 
der ökonomische Druck auf die Kom-
munen gestiegen ist und somit Effekti-
vität und Effizienz von KKP einen höhe-
ren Stellenwert bekommen hat, dass 
zweitens Krisen einen Einfluss auf das 
Sicherheitsgefühl und die Kriminali-
tätsfurcht haben und dies berück-
sichtigt werden müsste, dass drittens 
auf Grund des Individualisierungspro-
zesses quantitativ gesehen kleinere 
Gruppierungen entstehen, die sich er-
heblich vom Rest der Bevölkerung un-
terscheiden. Aufgrund der geringen 
Größe sind die Probleme solcher Grup-
pen in allgemeinen Bevölkerungsbefra-
gungen kaum erkennbar, sodass solche 
Gruppen gezielt untersucht werden 
müssten. Der vierte Punkt, die Globali-
sierung, betrifft auch den Bereich der 
Kriminalität und Kriminalprävention. 
Insbesondere bei Cybercrime und Te-
lefonbetrug ist eine täterorientierte 
Prävention nur bedingt möglich ist, 
sodass die Förderung der Resilienz po-
tenzieller Opfer im Vordergrund steht. 
Diese Aspekte wurden seit 2020 in 
Mannheimer Sicherheitsbefragungen 
berücksichtigt. Damit wird ein Sicher-
heitskonzept umgesetzt, das die klas-
sische KKP erweitert und deshalb als 
„KKP 2.0“ bezeichnet wird.

Nach einer Beschreibung der Mann-
heimer Sicherheitsarchitektur werden 
ausgewählte Ergebnisse der letzten 
Sicherheitsbefragung vorgestellt, um 
die Umsetzung des Sicherheitskon-
zepts zu verdeutlichen.
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Das Mannheimer Modell

Die Mannheimer Sicherheitsarchi-
tektur verfolgt vier Ziele:

1.	 Die Schaffung subjektiver und ob-
jektiver Sicherheit sowie einer ho-
hen Lebensqualität.

2.	 Die Ressourcen, die für kriminal-
präventive Maßnahmen genutzt 
werden, sollen effektiv und effizi-
ent eingesetzt werden.

3.	 KKP soll alle Personengruppen 
berücksichtigen, auch solche, die 
zahlenmäßig klein sind.

4.	 Es sollen aktuelle Probleme und 
Krisensituationen berücksichtigt 
werden. 

Damit diese Ziele erreicht werden, 
benötigt man eine Wissensgrundla-
ge zu den einzelnen Punkten. Deshalb 
werden regelmäßig Bevölkerungsbe-
fragungen durchgeführt, also Sicher-
heitsaudits, die folgendes leisten sol-
len:

1.	 Deskription: Beschreibung des 
Ist-Zustands der subjektiven und 
objektiven Sicherheitslage sowie 
der Lebensqualität.

2.	 Um den Ressourceneinsatz zu op-
timieren, sollen Regionen identi-
fiziert sowie Personen charak-
terisiert werden, die durch eine 
hohe Kriminalitätsfurcht und Kri-
minalitätsbelastung sowie eine 
niedrige Lebensqualität gekenn-
zeichnet sind. Dadurch können 
kriminalpräventive Maßnahmen 
auf bestimmte Personengruppen 
und Regionen konzentriert und so-
mit der Ressourceneinsatz opti-
miert werden. Dadurch soll die 
Effizienz von KKP gesteigert wer-
den.

3.	 Die zentrale Frage der KKP ist, ma-
chen wir das Richtige? Werden 
Präventionsmaßnahmen imple-
mentiert, die Probleme beseiti-
gen sollen, die eigentlich nicht 
vorhanden ist, ist die Maßnah-
me im besten Fall wirkungslos. 
Es kann aber sein, dass mit der 
Präventionsmaßnahme lediglich 
die Botschaft vermittelt wird, 
dass es ein Problem gibt – und 
dies kann zur Steigerung der Kri-
minalitätsfurcht beitrage. Krimi-
nalprävention kann kontrapro-
duktiv sein. Dies kann vermieden 
werden, wenn Präventionsmaß-
nahmen gewählt werden, die an 
den Ursachen von Kriminalität und 
Kriminalitätsfurcht ansetzen. Des-
halb ist die Bestimmung dieser 
Ursachen eine zentrale Frage-

stellung, die mit Hilfe des Sicher-
heitsaudits beantwortet werden 
soll. Präventionsmaßnahmen, die 
an den Ursachen von Kriminali-
tät und Kriminalitätsfurcht an-
setzen, sind erfolgversprechend 
und effektiv.

4.	 Durch die Untersuchung von 
Personengruppen auf ihre Vul-
nerabilität und auf das Vorhan-
densein gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit und Ste-
reotype wird das Leitmotiv der 
Stadt berücksichtigt, nach dem 
die Akzeptanz, Anerkennung und 
Wertschätzung für alle Personen-
gruppen ein wichtiges Ziel ist.

5.	 Zudem sollen im Sicherheitsau-
dit akute Probleme und Krisen 
berücksichtigt werden, sodass 
passgenaue Lösungen bestimmt 
werden können.

6.	 Aufgrund der zunehmenden 
Individualisierung der Gesell-
schaft ist zu erwarten, dass die 
Heterogenität in Kommunen zu-
nimmt. Es kann nur bedingt an-
genommen werden, dass eine 
bestimmte Ursache der Krimi-
nalitätsfurcht in allen Regionen 
einer Stadt gleichermaßen rele-
vant sind. Deshalb sind kleinräu-
mige Analysen erforderlich. Dies 
ist nur möglich, wenn die reali-
sierte Stichprobe ausreichend 
groß ist.

Die jeweils erstgenannten Punkte 
entsprechen den Zielen und Mitteln 
der klassischen KKP. Mit den anderen 
Punkten wird der Ansatz erweitert; 
deshalb wird der Ansatz als KKP 2.0 
bezeichnet. 

In Mannheim werden seit 2012 Si-
cherheitsbefragungen durchgeführt. 
Die vierte Erhebung wurde im Dezem-
ber 2022 und Januar 2023 durchge-
führt. Das Spektrum der Erhebungen 
hat sich stetig erweitert. Die ersten Be-
fragungen waren auf die Erfassung der 
subjektiven und objektiven Sicherheits-
lage konzentriert. In der Befragung, die 
im Jahr 2020 durchgeführt wurde, sind 
zusätzlich Fragen zur Compliance von 
Corona-Regeln und Impfbereitschaft 
sowie zum Einfluss einer intelligenten 
Videoüberwachung auf das Sicherheits-
gefühl und zur Sicherheit von lsbti-Men-
schen einbezogen worden. 

In der Befragung 2022/23 wurde 
neben den beiden zuletzt genannten 
Punkten die Kommunikation und Infor-
mation in Katastrophensituationen be-
rücksichtigt. Die klassische Sicherheits-
befragung hat sich zum kommunalen 
Planungsinstrument weiterentwickelt, 

in dem auch Fragestellungen bedacht 
werden, die mit dem Thema Sicherheit 
nur indirekt in Verbindung stehen. Da-
durch ist es möglich, schnell auf ver-
änderte Situationen und Krisen zu re-
agieren, welche die Sicherheitslage 
beeinträchtigen könnten.

Das Sicherheitsaudit

Theoretische Grundlagen

Die theoretische Grundlage ist eine 
Verknüpfung von Broken-Windows-
Ansatz (Wilson & Kelling 1996), Sozial-
kapitalansatz (Putnam 2000) und den 
Modellen zur Erklärung der Kriminali-
tätsfurcht (Boers 1991). Dabei wird an-
genommen, dass es eine Wechselbe-
ziehung zwischen Kriminalitätsfurcht, 
Lebensqualität, Kriminalitätsbelastung, 
Incivilities, Sozialkapital und Viktimisie-
rungen gibt – ein Kreislauf, der ohne 
Eingreifen eskalieren würde. Dieses 
Modell wurde empirisch überprüft und 
nicht falsifiziert (Hermann & Laue 2001; 
Hermann & Dölling 2001; Dölling & Her-
mann 2006; Lüdemann & Peter 2007). 

Aufgrund der wechselseitigen Ab-
hängigkeit der genannten Merkmale 
ist es möglich, dass eine Reduzierung 
der Kriminalitätsbelastung durch Ver-
besserungen bei der Kriminalitäts-
furcht und Lebensqualität gelingt. 
Die primären Ziele des Mannheimer Si-
cherheitskonzepts sind die Reduzierung 
der Kriminalitätsfurcht und die Verbes-
serung der Lebensqualität. Die Vermin-
derung der Kriminalitätsbelastung ist 
ein sekundäres Ziel, das durch die Re-
duzierung der Kriminalitätsfurcht und 
die Verbesserung der Lebensqualität 
erreicht werden soll.

Methode

Die Sicherheitsbefragungen in Mann-
heim wurden 2012, 2016, 2020 und 2023 
durchgeführt. Alle Erhebungen basier-
ten auf Zufallsstichproben, damit infe-
renzstatische Schlüsse möglich sind. 
Die ersten beiden Erhebungen wurden 
in schriftlicher Form realisiert. 

Bei der dritten Befragung wurde 
eine Stichprobe schriftlich befragt 
(N=3.035); für eine zweite Stichprobe 
wurde eine Online-Befragung durch-
geführt (N=2.179). Es zeigte sich, dass 
jede Methode mit einem spezifischen 
Bias verknüpft war: Befragte über 80 
Jahren waren in der schriftlichen Be-
fragung über- und in der Online-Be-
fragung unterrepräsentiert. Zudem 
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waren in der schriftlichen Befragung 
Frauen über- und Männer unterreprä-
sentiert, während die Geschlechter-
verteilung in der Online-Befragung re-
präsentativ war. Allerdings wirkte sich 
die Erhebungsmethode kaum auf die 
Messung der Kriminalitätsfurcht aus: 
In beiden Erhebungen war der Anteil 
der Befragten, die sich ziemlich oder 
sehr unsicher fühlen sowie der Anteil 
von Befragten, die oft oder sehr oft 
daran denken, Opfer einer Straftat zu 
werden, genau gleich groß. Bei den an-
deren Indikatoren der affektiven, ko-
nativen und kognitiven Kriminalitäts-
furcht unterschieden sich die Anteile 
der Personen mit hoher Furcht ledig-
lich um einen Prozentpunkt, wobei die 
Abweichungen keine Systematik auf-
zeigten. Somit liefern Sicherheitsbe-
fragungen, die Online durchgeführt 
werden, ebenso zuverlässige Ergebnis-
se wie schriftliche Erhebungen – unter 
der Voraussetzung, dass die Befragten 
zufällig ausgewählt werden.

Die vierte Befragung wurde im De-
zember 2022 und Januar 2023 online 
durchgeführt, wobei zudem die Zusen-
dung eines schriftlichen Fragebogens 
angeboten wurde. Die Grundgesamt-
heit umfasste die im Einwohnermel-
deregister erfassten Bewohner*innen 
der Stadt ab dem Alter von 14 Jahren. 
Daraus wurde eine zufällige Stichprobe 
von 25.000 Personen gezogen. In dem 

Einladungsschreiben erhielten die Be-
fragten den Link zur Onlinebefragung 
sowie ein persönliches Passwort, um 
eine Fremd- sowie Mehrfachteilnah-
me auszuschließen. Zudem wurde für 
einen kleinen Stadtteil, dem Jung-
busch, eine zusätzliche Zufallsstich-
probe von 1.000 Fällen berücksichtigt. 
Um die Proportionalität wiederherzu-
stellen, wurden die Daten anhand der 
Zugehörigkeit zu einem Stadtbezirk 
gewichtet. An der Erhebung haben 
5.487 Personen teilgenommen. Die 
Daten sind weitgehend repräsentativ: 
Frauen sind geringfügig überrepräsen-
tiert, Befragte zwischen 20 und 29 Jah-
ren sind etwas unterrepräsentiert und 
Personen zwischen 60 und 69 Jahren 
geringfügig überrepräsentiert. 

Vergleich zwischen Stadtbezirken

Der Vergleich zwischen Stadtbezir-
ken soll die Frage beantworten, ob krimi-
nalpräventive Maßnahmen lokal konzent-
riert werden können, sodass Ressourcen 
gezielt eingesetzt werden können. Für 
den Vergleich ist relevant, ob sich die 
Regionen in Kriminalitätsfurcht, Vikti-
misierungen und perzipierter Lebens-
qualität unterscheiden.

Zur Messung der Kriminalitätsfurcht 
wurden alle Indikatoren der Kriminali-
tätsfurcht und der universellen Angst 

zu einem Index zusammengefasst, wo-
bei die Items der genannten Dimensi-
onen der Kriminalitätsfurcht jeweils 
gleichgewichtet additiv berücksichtigt 
wurden. Dieser Index wurde standar-
disiert, sodass positive Werte für eine 
über- und negative Werte für eine unter-
durchschnittliche Kriminalitätsfurcht 
stehen. Viktimisierungen wurden wie 
im Deutschen Viktimisierungssurvey 
2017 durch Fragen nach Opferwerdun-
gen erfasst (Birkel, Church, Hummels-
heim-Doss, Leitgöb-Guzy & Oberwittler 
2019). Die Items wurden zu einem Index 
zusammengefasst, indem die einzelnen 
Delikte nach der Deliktschwere gewich-
tet und anschließend der Durchschnitt 
für alle Delikte gebildet wurde. Dieser 
Index kann als Maß für die Schwere der 
gesamten Kriminalitätsbelastung ange-
sehen werden.

Es zeigte sich, dass in der Neckar-
stadt-West, der Innenstadt und im 
Jungbusch sowohl die durchschnittli-
che Kriminalitätsfurcht und Krimina-
litätsbelastung vergleichsweise groß 
und die perzipierte Lebensqualität nied-
rig ist, sodass sich die Konzentration kri-
minalpräventiver Maßnahmen auf diese 
drei Regionen anbietet.

Zielgruppen

Die Analysen zur Zielgruppe sollen 
die Frage beantworten, welche Perso-

Partialkorrelation Incivilities mit Kriminalitätsfurcht
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Seite 1

Schaubild 1: Die Beziehung zwischen quantitativer und qualitativer Relevanz von Incivilities für die Kriminalitätsfurcht
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nengruppen eine besonders hohe Kri-
minalitätsfurcht haben und ob dies 
durch bestimmte Delikte bedingt ist. 
Es zeigt sich, wie in anderen Studien 
auch, dass Frauen eine höhere Kriminali-
tätsfurcht als andere haben. Allerdings 
nimmt für Frauen die Kriminalitäts-
furcht mit dem Alter ab. In Mannheim 
fühlen sich ältere Bürgerinnen beson-
ders sicher. Die Gruppe mit der höchs-
ten Kriminalitätsfurcht besteht aus 
jungen Frauen. Eine Erklärung für die-
sen Sachverhalt ist, dass junge Frauen 
häufiger als andere Opfer sexueller Be-
lästigungen werden. Somit sind insbe-
sondere junge Frauen eine geeignete 
Zielgruppe für Projekte opferorientier-
ter Kriminalprävention. Die Maßnah-
men sollten darauf abzielen, sexuel-
le Angriffe und Herabwürdigungen zu 
vermeiden.

Ursachen der Kriminalitätsfurcht

In empirischen Studien zu Bedin-
gungen der Kriminalitätsfurcht wer-
den Effekte von Incivilities, Sozialka-
pital und Viktimisierungen untersucht 
(Kury 2003; Kriminalistisch-Kriminologi-
sche Forschungsstelle 2006; Dölling & 
Hermann 2006; Gainey et a. 2011; Vie-
no et al. 2016). Es zeigt sich in zahlrei-
chen Studien, dass Kriminalitätsfurcht 
eine Vielzahl von Ursachen hat. Unter 
dem Gesichtspunkt der Effektivität 
sind solche Maßnahmen sinnvoll, die 

einflussstarke und quantitativ relevan-
te Ursachen der Kriminalitätsfurcht be-
einflussen. 

In Schaubild 1 ist qualitative und 
quantitative Relevanz von Incivilities 
für die Kriminalitätsfurcht dargestellt. 
Die qualitative Relevanz wird durch Par-
tialkorrelationen abgebildet, wobei Al-
ter, Schulbildung, Geschlecht und Migra-
tionshintergrund als Kontrollvariablen 
verwendet werden. Die Größe der Parti-
alkorrelationskoeffizienten ist ein Indika-
tor für die Stärke des Zusammenhangs 
zwischen Incivilities und Kriminalitäts-
furcht. Die quantitative Relevanz einer 
Incivility wird durch den Anteil der Per-
sonen bestimmt, die es als ziemliches 
oder großes Problem sehen.

Es zeigt sich, dass beispielsweise 
Rechtsradikalismus und Fremdenfeind-
lichkeit in Mannheim keine Probleme 
sind und sie auch keinen Einfluss auf 
die Kriminalitätsfurcht haben. Quanti-
tativ und qualitativ relevant hingegen 
sind Respektlosigkeit, die Situation auf 
dem Bahnhofvorplatz sowie Schmutz 
und Müll. Eine Verbesserung in diesen 
Bereichen wäre erfolgversprechend. 

Eine entsprechende Analyse zum 
Einfluss von Viktimisierungen auf die 
Kriminalitätsfurcht ist in Schaubild 2 
dargestellt. Es zeigt sich, dass Viktimi-
sierungen durch Beleidigungen und Be-
drohungen einen erheblichen Einfluss 
auf die Kriminalitätsfurcht haben und 
zudem quantitativ relevant. Dies sind 

Delikte, die eine Form von Respektlo-
sigkeit darstellen.

Von den Indikatoren des Sozialkapi-
tals haben insbesondere das Vertrau-
en in Kommunal- und Bundespolitik 
einen großen Einfluss auf die Krimina-
litätsfurcht. Zudem ist das Vertrauen 
in diese Institutionen vergleichswei-
se niedrig, sodass vertrauensbildende 
Maßnahmen sinnvoll wären.

Vulnerable Gruppen

Die Studien zu lsbti Menschen lassen 
vermuten, dass sie besonders von An-
feindungen und Beleidigungen betrof-
fen sind. Allerdings wird in den meisten 
Untersuchungen keine Vergleichsgrup-
pe zu lsbti Menschen berücksichtigt 
wird, sodass vergleichende Aussagen 
streng genommen nicht möglich sind 
(Klocke, 2018). Jedoch zeigen viele Stu-
dien, dass lsbti Menschen zu einem ho-
hen Anteil von Gewalt und Diskriminie-
rung berichten und diese Erfahrungen 
Folgen für ihr Handeln haben (Krell & 
Oldemeier, 2015; Jäger & Göth, 2019; 
Walters et al. 2020).

Aufgrund dieser Forschungsdefizi-
te ist es erforderlich, die Vulnerabi-
lität von lsbti Menschen zu untersu-
chen. Dazu wurde erhoben, ob sich 
jemand dieser Personengruppe zuge-
hörig fühlt. Das waren insgesamt 330 
Personen, sodass differenzierte Ana-

Partialkorrelation Opferwerdung - Kriminalitätsfurcht
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Beleidigung oder Bedrohung in Sozialen Medien _ 1 Jahr Diebstahl _ 1 Jahr

Raub _ 1 Jahr
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Wohnungseinbruch, Versuch _ 1 Jahr

Wohnungseinbruch _ 1 Jahr

Beschädigung des Autos _ 1 Jahr

Diebstahl aus Auto oder Autoteile _ 1 Jahr

Fahrraddiebstahl _ 1 Jahr

Diebstahl von Motorrad, Moped oder Mofa _ 1 Jahr

Diebstahl von PKW, Kombi oder Kleintransporter _ 1 Jahr
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Schaubild 2: Beziehung zwischen quantitativer und qualitativer Relevanz von Viktimisierungen für die Kriminalitätsfurcht
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lysen möglich sind. Es zeigte sich, dass 
lsbti Menschen eine signifikant höhere 
Kriminalitätsfurcht als andere haben 
und sie häufiger Opfer von Strafta-
ten werden als andere. Beispielsweise 
wurden 21 Prozent der lsbti Menschen 
innerhalb der letzten 12 Monate Op-
fer einer Beleidigung oder Bedrohung 
in Sozialen Medien, während dies in 
der Vergleichsgruppe lediglich auf 
9 Prozent zutraf. Signifikante Unter-
schiede findet man bei Raubdelikten, 
Körperverletzungen, sexuellen Angrif-
fen und Belästigungen sowie bei per-
sönlichen Beleidigungen und Bedro-
hungen. Die Unterschiede sind von 
Alter, Geschlecht, Migrationshinter-
grund und Schulbildung unabhängig. 
Zudem sind gruppenspezifische Nar-
rative erkennbar. 31 Prozent der lsbti 
Menschen sehen Feindlichkeit gegen-
über lesbischen, schwulen und bise-
xuellen Menschen als ziemliches oder 
großes Problem an, während dies in 
der Vergleichsgruppe lediglich von 10 
Prozent so wahrgenommen wird. Ähn-
lich groß sind die Unterschiede in den 
Antworten auf die Fragen, ob Feind-
lichkeit gegenüber Menschen, die 
nicht eindeutig als Mann oder Frau 
wahrgenommen werden und ob se-
xualisierte Herabwürdigung von Men-
schen aufgrund ihrer sexuellen oder 
geschlechtlichen Identität ein Prob-
lem sei. Die Unterschiede zwischen 
der internen und externen Sicht sind 
signifikant. 

Somit haben lsbti Menschen nicht 
nur eine höhere Kriminalitätsfurcht, sie 
werden auch häufiger Opfer als andere 
und werden mit Narrativen konfron-
tiert, die sexuelle Vielfalt als prob-
lemlos ansieht, während dies aus ih-
rer Sicht nicht zutrifft. Somit ist es 
gerechtfertigt, lsbti Menschen als 
vulnerable Gruppe zu betrachten. 
Folglich sind Analysen angemessen, 
die Antworten auf die Ursachen der 

Kriminalitätsfurcht in dieser Gruppe 
liefert. Die entsprechenden Unter-
suchungen zeigen, dass die Krimina-
litätsfurcht von lsbti Menschen von 
Respektlosigkeit sowie Schmutz und 
Müll in Straßen und Grünanalgen so-
wie von Viktimisierungen durch Be-
leidigungen, Bedrohungen und sexu-
ellen Belästigungen abhängt. In den 
Ursachen der Kriminalitätsfurcht un-
terscheiden sich lsbti Menschen nur 
wenig von den der restlichen Bevöl-
kerung. Aufgrund der Vulnerabilität 
dieser Gruppe ist sinnvoll, kriminalprä-
ventive Maßnahmen auf diese Perso-
nengruppe abzustimmen.

Bevölkerungsschutz

Anlass für die Berücksichtigung 
von Fragen zum Bevölkerungsschutz 
war ein Chemieunfall im Mannheimer 
Hafen im August 2022. Aus einem 
Container ist Hydrosulfit ausgetre-
ten und hat sich entzündet. Deshalb 
sollten Fragen nach der Nutzung 
von Warn-Apps, dem Wissenstand 
über Sirenensignale und der Vorbe-
reitung auf Gefahren- und Krisenfäl-
le berücksichtigt werden. Es zeigte 
sich, dass nur etwa 40 Prozent der Be-
fragten eine Warn-App nutzen. Beson-
ders niedrig ist dieser Anteil bei Per-
sonen unter 30 und über 80 Jahren. 
Zudem ist der Migrationshintergrund 
relevant sowie die Schulbildung. Jün-
gere Personen mit Migrationshinter-
grund sind durch Warn-Apps kaum er-
reichbar.

Die beiden üblichen Sirenensigna-
le werden lediglich von 32 Prozent 
richtig interpretiert. Dabei muss be-
rücksichtigt werden, dass auch zufäl-
lig die richtige Antwort gegeben wer-
den kann, sodass die Zahl überschätzt 
sein dürfte. Besonders niedrig ist der 
Anteil bei Personen zwischen 20 und 
50 sowie bei Personen mit Migrations-

hintergrund. 
Die Hälfte der Be-

fragten hat zumin-
dest einige Maßnah-
men getroffen, um 
auf Katastrophen-
situationen vor-
bereitet zu sein. 9 
Prozent sind der 
Ansicht, dass Kri-
senfälle ausge-
schlossen sind, und 
23 Prozent sehen 
keine Notwendig-
keit, sich vorzuberei-
ten. Dieser Anteil ist 
bei Männern mittle-

ren Alters und Migrationshintergrund 
besonders groß.

Konsequenzen aus dem Sicherheits-
audit

Die Ergebnisse der Sicherheitsbefra-
gung legen es nahe, Maßnahmen zu in-
itiieren, die 

	■ erstens zum Abbau von Respektlosig-
keit und sexuellen Belästigungen bei-
tragen,

	■  zweitens das ästhetische Erschei-
nungsbild der Stadt verbessern sowie 
Schmutz und Müll beseitigen, 

	■ drittens das Vertrauen in die (Kom-
munal-)politik stärken und 

	■ viertens den Wissensstand zu Warn-
mitteln verbessern und die Bereit-
schaft zur Krisenvorsorge erhöhen.

Evaluation

Der Vergleich der Entwicklung der 
Kriminalität in Mannheim und Baden-
Württemberg anhand der Daten der 
Polizeilichen Kriminalstatistik gibt zu-
mindest einen Hinweis auf den Erfolg 
der Mannheimer Sicherheitsarchitek-
tur. Durch diese holistische Evaluation 
werden nicht die Effekte von einzelnen 
Maßnahmen untersucht, sondern es 
wird die Gesamtheit aller Maßnahmen 
berücksichtigt; dies hat den Vorteil, 
dass dadurch auch Synergieeffekte 
von Präventionsmaßnahmen einbezo-
gen werden. Allerdings hat dieser Ver-
gleich auch methodische Schwächen. 
Einerseits unterscheiden sich die Ver-
gleichsgruppen nicht trennscharf, zum 
anderen bildet die Polizeiliche Krimi-
nalstatistik nur das Hellfeld ab. Aller-
dings führt die Überschneidung der 
Vergleichsregionen lediglich zu einer 
Unterschätzung von Unterschieden; 
dadurch wird eine fehlerhafte Schluss-
folgerung über einen Erfolg des Mann-
heimer Modells unwahrscheinlicher. 
Zudem spiegeln Veränderungen von 
Hellfelddaten auch Veränderungen im 
Dunkelfeld wider, wenn sich die Anzei-
gequote nicht verändert hat. Folglich 
können die Zahlen als Hinweis auf die 
Wirksamkeit des Mannheimer Sicher-
heitskonzepts interpretiert werden. 

Das Schaubild 3 beschreibt die Ver-
änderung der Gewaltkriminalität in 
Mannheim und Baden-Württemberg, 
ausgedrückt als Häufigkeitszahl, also 
als Anzahl der Taten pro 100.000 Ein-
wohner. Allerdings wurden die Zahlen 
für beide Regionen angepasst, denn 
die Kriminalitätsbelastung in Mann-
heim und Baden-Württemberg ist 
auf unterschiedlichen Niveaus. Des-
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Schaubild 3: Veränderung der Gewaltkriminalität in Baden-Württemberg und in 
Mannheim
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halb wurden die Häufigkeitszahlen für 
Mannheim und Baden-Württemberg 
durch die Subtraktion der Häufigkeits-
zahl für 2012 so verändert, dass Mann-
heim und Baden-Württemberg für das 
Jahr 2012 auf gleichem Niveau lagen. 

Die Entwicklung in Mannheim ist 
günstiger als in Baden-Württemberg. 
Das Kriminalitätsniveau in Mannheim hat 
im Jahr 2016 einen Höhepunkt erreicht, 
aber dies ist durch die größere Belas-
tung der Stadt durch die überdurch-
schnittlich große Anzahl an Geflüchte-
ten erklärbar, denn Mannheim war eine 
Erstaufnahmeeinrichtung (Haverkamp 
2017). Durch den starken Rückgang der 
Zahlen nach 2016 lag 2021 die angepass-
te Kriminalitätsbelastung in Mannheim 
unter dem Niveau von Baden-Württem-
berg. Nach der Polizeilichen Kriminal-
statistik hat sich von 2012 bis 2021 in 
Mannheim die Häufigkeitszahl Gewaltkri-
minalität um 21 Prozent reduziert, in einer 
vergleichbaren Stadt wie Stuttgart um 
11 Prozent und in Baden-Württemberg 
lediglich um 1 Prozent (Datenquelle: PKS 
2012; PKS 2022a; PKS 2022b). Insgesamt 
gesehen sprechen die Ergebnisse für den 
Erfolg des Mannheimer Modells der Kom-
munalen Kriminalprävention.

Fazit

Die Mannheimer Sicherheitsarchi-
tektur unterscheidet sich in vielfacher 
Hinsicht von der klassischen KKP. Somit 
erscheint es gerechtfertigt, diese Va-
riation als KKP 2.0 zu bezeichnen. Ins-
besondere durch die Einbeziehung ak-
tueller Probleme werden die Grenzen 
der klassischen KKP überschritten. In 
der Befragung 2020 waren die Corona-
Pandemie und der Umgang der Bevöl-
kerung mit sexueller Vielfalt relevan-
te Themen, in der aktuellen Erhebung 
waren dies die Probleme von lsbti Men-
schen und der Bevölkerungsschutz. Zu-
dem spielen Effektivität und Effizienz 
im Mannheimer Modell eine größere 
Rolle als in der klassischen KKP. 

KKP 2.0 ist somit ein erfolgverspre-
chendes kommunalpolitisches Steue-
rungsinstrument im Bereich urbaner 
Sicherheit, ein Ansatz, der als Instru-
ment des Urban Governance gesehen 
werden kann.

Prof. Dr. Dieter Hermann lehrt und forscht am Institut für 
Kriminologie in Heidelberg 

Kontakt: hermann@krimi.uni-heidelberg.de

Christian Specht ist Oberbürgermeister der Stadt Mann-
heim

Klaus Eberle ist Stadtdirektor der Stadt Mannheim und lei-
tet den Fachbereich Sicherheit und Ordnung 

Sophie Glaser ist Koordinatorin Kommunale Kriminalprä-
vention im Fachbereich Sicherheit und Ordnung der Stadt 
Mannheim.
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